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Der Polit-Philosoph steht für die Kunst des freien Denkens in einer 
Welt,  die  oft  von  vorgefertigten  politischen  Antworten  und  gesell-
schaftlichen Normen geprägt ist. Mit seiner unerschütterlichen Unab-
hängigkeit hinterfragt er den Status quo und fordert dazu auf, die tiefe-
re Bedeutung von Freiheit und Verantwortung zu begreifen. In seinen 
Arbeiten fordert er nicht nur intellektuelles Verständnis, sondern auch 
praktische  Verteidigung  der  Werte  der  Freiheit,  Demokratie  und 
Gleichberechtigung. Als Denker und Autor sieht er es als seine Aufga-
be, die bestehenden Systeme zu hinterfragen und eine Gesellschaft zu 
gestalten, die auf den Prinzipien der Selbstbestimmung und der offe-
nen Diskussion basiert. Der Polit-Philosoph lebt seine Philosophie – 
als kritischer, tiefgründiger und visionärer Vordenker, der seine Leser 
zur aktiven Teilnahme an einer freieren, gerechteren Welt ermutigt.
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Warum dieses Buch?

Stellen Sie sich vor: Deutschland könnte mit den besten Technologien 
die Verwaltung modernisieren – und dennoch stolpert die Bürokratie 
über  Papierstapel  und alte  Verfahrenswege.  Genau hier  setzt  dieses 
Buch an.

Im Zentrum steht das D.O.G.E-Modell Donald Trumps: ein Konzept, 
das digitale Dezentralität, effiziente Prozesse und kooperative Gover-
nance verbindet. D.O.G.E „Deutsche Ordnung für Generations-Effizi-
enz“  ist  mein  deutsches  Modell, kein  abstraktes  Theoriegebäude, 
sondern ein pragmatischer Leitfaden dafür, wie Verwaltung smarter, 
lernfähiger und gleichzeitig demokratisch bleibt.

Deutschland  steht  im  Spannungsfeld  zwischen  technologischem 
Potenzial und administrativer Trägheit. Während sich das Land gern 
als Heimat von Ingenieurskunst  und Innovationskraft  begreift,  ringt 
sein  Verwaltungsapparat  mit  Strukturen,  die  der  Gegenwart  nur 
bedingt gewachsen sind. Im Zentrum dieser Diskrepanz steht weniger 
die Technik als die Governance – jene politische und institutionelle 
Ordnung,  in  der  Entscheidungen  getroffen,  Verantwortlichkeiten 
verteilt  und  gesellschaftliche  Zukunft  gestaltet  wird.  Das  folgende 
Essay  untersucht,  warum  Reformen  hierzulande  stocken,  welche 
kulturellen und strukturellen Faktoren den Staat bremsen und weshalb 
ein  modernes  Governance-Verständnis  entscheidend  dafür  ist,  die 
Handlungsfähigkeit der Demokratie zu sichern.

Die Kapitel führen durch Grundlagen, politische und gesellschaftliche 
Rahmenbedingungen, praktische Umsetzung und internationale Best 
Practices – immer mit der Frage: Wie kann Deutschland modern den-
ken, ohne seine demokratische Seele zu verlieren?

Dieses Buch lädt ein, Verwaltung nicht als starres System, sondern als 
gestaltende  Kraft  zu  verstehen  –  und  dabei  auch  einmal  über  die 
Schranken der Bürokratie zu schmunzeln.

Der Polit-Philosoph
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D. O. G. E

Für Deutschland

„Deutsche Ordnung für Generations-Effizienz“ 

Obstruktive Praxisformen und ihre Auswirkungen auf 
effiziente Governance
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Vorwort

Vorwort

Deutschland  pflegt  zwei  Selbstbilder,  die  kaum  gegensätzlicher 
sein könnten. Einerseits inszeniert es sich als Land der Ingenieure, der 
Tüftler, der technikaffinen Weltmarktführer – als Nation, in der in Ga-
ragen und Werkhallen Erfindungen entstanden, die die globale Wirt-
schaft über Jahrzehnte geprägt haben. Andererseits hält sich hartnä-
ckig das Bild eines Verwaltungswesens, das mit seiner Schwerfällig-
keit selbst einen Zen-Mönch aus der Ruhe bringen könnte. Zwischen 
diesen Polen  spannt  sich ein  Spannungsfeld  auf,  das  die  politische 
Kultur und institutionelle Praxis der Bundesrepublik nachhaltig prägt: 
Auf der einen Seite Innovationskraft  und technisches Potenzial,  auf 
der anderen Seite bürokratische Trägheit und institutionelle Selbstblo-
ckade.  Wer  genauer  hinsieht,  erkennt  jedoch  rasch,  dass  nicht  die 
Technik das zentrale Hindernis ist – sondern die Governance.

Dieses vermeintlich technokratische Wort beschreibt weit mehr als 
Zuständigkeiten oder Verwaltungsstrukturen. Es bezeichnet die Ord-
nungsform politischer Macht: Wer trifft Entscheidungen? Wer setzt sie 
um? Wer ist verantwortlich, und wer entzieht sich dieser Verantwor-
tung, indem er sie hinter formalen Abläufen vergräbt? Governance ist 
die Architektur, in der Demokratie, Staatlichkeit und gesellschaftliche 
Praxis zusammenfinden. Sie ist der Rahmen, in dem Zukunft verhan-
delt und Handlungsspielräume hergestellt werden. Wer verstehen will, 
warum Deutschland bei Reformen immer wieder ins Stocken gerät, 
muss weniger in Gesetzestexten suchen, als vielmehr die Mechanik 
des Entscheidens und die Kultur seiner Institutionen in den Blick neh-
men.

In  diesem  Kontext  gewinnt  das  sogenannte  D.O.G.E-Modell  – 
digitale  Dezentralität,  effiziente  Prozesse  und  kooperative 
Verwaltungsstrukturen – an Bedeutung. Auf den ersten Blick wirkt es 
wie ein weiteres Konzept in einer politischen Landschaft, die nicht an 
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Ideen,  sondern  an  Umsetzungsmut  mangelt.  Doch  bei  näherer  Be-
trachtung beschreibt das Modell weniger technische Instrumente als 
vielmehr  eine  institutionelle  Haltung:  eine  Verwaltung,  die  sich als 
handlungsfähiger Akteur versteht,  statt  sich in der Verwaltung ihrer 
selbst einzurichten; die kooperiert, statt zu kommandieren; die digital 
denkt, statt analoge Routinen künstlich am Leben zu halten. Das Mo-
dell ist eine Einladung, die Architektur staatlicher Leistungsfähigkeit 
so zu modernisieren, dass sie den Anforderungen einer vernetzten und 
beschleunigten Welt gerecht wird.

Deutschland ist  für  solche Reformen traditionell  ein schwieriges 
Terrain. Der Föderalismus, eine historisch gewachsene Grundlage de-
mokratischer Stabilität, zeigt sich in der Praxis oft als Struktur perma-
nenter  Reibung.  Kompetenzkonflikte,  politische Rivalitäten und ein 
juristischer Rahmen, der sich über Jahrzehnte selbst verästelt hat, er-
zeugen  ein  Geflecht,  das  sich  nicht  einfach  entwirren  lässt.  Vieles 
davon besitzt seine Berechtigung; anderes hat sich verselbstständigt 
und behindert den Staat mehr, als er ihn schützt. Die Herausforderung 
besteht weniger darin, den Föderalismus infrage zu stellen, sondern 
ihn so zu gestalten, dass er nicht zum strukturellen Hemmschuh, son-
dern wieder zum Motor politischer Handlungsfähigkeit wird.

Dazu gehört eine nüchterne Erkenntnis: Verwaltung ist weit mehr 
als die Instanz, bei der Anträge abgegeben werden. Sie formt das Ver-
hältnis zwischen Staat und Bürger – und dieses Verhältnis steht zuneh-
mend unter Spannung. Bürgerinnen und Bürger erleben täglich, wie 
private Unternehmen Prozesse digitalisieren und beschleunigen, wäh-
rend die öffentliche Hand in Routinen verharrt, die aus einer anderen 
Epoche zu stammen scheinen. Sie sehen, wie technologiegestützte Lö-
sungen an rechtlichen Vorgaben scheitern, die für eine analoge Welt 
konzipiert wurden. Und sie spüren, dass ein Staat, der sich gern als 
Garant der Handlungsfähigkeit präsentiert, seine eigene Beweglichkeit 
verliert.
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Ein Beispiel dafür ist die elektronische Patientenakte – ein Projekt, 
das exemplarisch zeigt, wie technischer Fortschritt in bürokratischen 
Schleifen versandet. Während andere Länder längst sichere und effizi-
ente Dateninfrastrukturen im Gesundheitswesen etabliert haben, ringt 
Deutschland mit regulatorischen Fragen, deren Risiken in der Praxis 
kaum gravierender sind als jene der analogen Verfahren, die sie erset-
zen sollen. Am Ende verhindert der Staat aus Sorge vor theoretischen 
Gefahren praktische Verbesserungen. Es entsteht ein Paradoxon, das 
nur ein System hervorbringt, das Regeln höher bewertet als Ergebnis-
se.

Dieses Muster findet sich nicht nur im Gesundheitswesen. In Kri-
sensituationen – von der Finanzkrise über die Pandemie bis  hin zu 
geopolitischen  Verwerfungen  –  offenbart  sich  immer  wieder,  dass 
Deutschland über exzellente Expertise verfügt, jedoch zu wenig Go-
vernance, um dieses Wissen wirksam zu nutzen. Entscheidungen ver-
harren im „Koordinierungsmodus“, einem politischen Zwischenraum, 
in dem Verantwortung unklar bleibt und Zuständigkeiten sich überla-
gern. Föderale Strukturen werden dann nicht zur Kraftquelle, sondern 
zur Legitimation von Verzögerungen.

Hier  setzt  das  D.O.G.E-Modell  an.  Es  verspricht  nicht,  die 
institutionelle Ordnung zu revolutionieren, sondern sie funktionsfähi-
ger zu machen. Digitale Dezentralität  bedeutet  nicht Regellosigkeit, 
sondern die Stärkung lokaler Entscheidungsfähigkeit – eingebettet in 
gemeinsame Standards, aber frei genug, um schnell zu handeln. Effizi-
ente Prozesse bedeuten nicht Rationalisierung um jeden Preis, sondern 
transparente  Abläufe:  Wer  ist  wofür  verantwortlich?  Wo  entstehen 
Verzögerungen? Welche Schritte sind notwendig – und welche sind 
Relikte früherer Verwaltungslogiken? Kooperative Verwaltungsstruk-
turen schließlich verlangen keine harmonische Konsenskultur, sondern 
das  systematische Teilen von Informationen und Kompetenzen,  um 
redundante oder widersprüchliche Abläufe zu vermeiden.
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Die  entscheidende  Frage  ist  dennoch:  Ist  ein  solches  Modell  in 
Deutschland realistisch? Oder prallt es unvermeidlich an politischen 
Widerständen, juristischen Hürden und kultureller Skepsis ab? Verän-
derungen stoßen hier traditionell auf Distanz. Reformen werden zwar 
rhetorisch begrüßt, aber praktisch ausgebremst – sei es aus institutio-
nellem Selbstschutz, politischer Vorsicht oder schlicht aus Gewohn-
heit. Politik und Verwaltung haben einen stillen Gesellschaftsvertrag 
geschlossen, in dem Stabilität über Anpassungsfähigkeit gestellt wird. 
Bürgerinnen und Bürger wiederum haben sich an die Erfahrung ge-
wöhnt, dass Reformversprechen selten eingelöst werden. Wiederholte 
Enttäuschung erzeugt Resignation.

Doch die Welt, in der solche Trägheit folgenlos blieb, existiert nicht 
mehr.  Globale  Dynamiken  beschleunigen  sich,  technologische  Ent-
wicklungen verändern Wirtschaftsmodelle, Kommunikation und poli-
tische Konflikte. Staaten, die früher auf deutsche Expertise zurückgrif-
fen, ziehen längst mit eigenen Konzepten vorbei. Der deutsche Staat 
wirkt  in  dieser  Beschleunigung zuweilen  wie  ein  dampfgetriebenes 
Schiff im Zeitalter digitaler Netzwerke. Wer sich weigert, den Antrieb 
zu erneuern, verliert nicht nur Geschwindigkeit, sondern auch Steue-
rungsfähigkeit.

Damit  rückt  der  kulturelle  Kern  der  Governance-Debatte  in  den 
Mittelpunkt. Es geht nicht allein um technologische Modernisierung 
oder administrative Optimierung. Es geht um das Selbstverständnis ei-
nes Landes, das sich entscheiden muss, ob es historisch gewachsene 
Strukturen um ihrer selbst willen bewahrt oder bereit ist, sie an die 
Realität des 21. Jahrhunderts anzupassen. Diese Entscheidung ist kei-
ne abstrakte Frage, sondern hat unmittelbare politische Konsequenzen. 
Ein Staat, der Innovation fordert, muss selbst innovativ sein. Ein Staat, 
der Transparenz verlangt, muss transparent handeln. Und ein Staat, der 
Beteiligung verspricht, muss Beteiligung ermöglichen, nicht simulie-
ren.
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Gerade die  Bürgerbeteiligung zeigt,  wie  ambivalent  Deutschland 
mit  modernen  Governance-Konzepten  umgeht.  Während  in  politi-
schen Debatten gerne von Partizipation, digitaler Öffentlichkeit  und 
deliberativen  Formaten  gesprochen  wird,  bleiben  diese  Ansätze  oft 
oberflächlich. Bürgerdialoge werden durchgeführt, aber selten in Ent-
scheidungen übersetzt. Formate existieren, aber werden nicht konse-
quent in politische Prozesse integriert. Eine moderne demokratische 
Infrastruktur  erfordert  mehr:  digitale  Beteiligungsplattformen,  nach-
vollziehbare  Entscheidungswege  und  transparente  Priorisierungen. 
Governance entsteht dort, wo Verwaltung nicht über die Bevölkerung 
entscheidet, sondern gemeinsam mit ihr.

Andere Länder demonstrieren, dass dies möglich ist. Estland gilt 
als prominentes Beispiel für einen konsequent digitalen Staat – nicht, 
weil  dort  außergewöhnliche  technische  Fähigkeiten  existieren,  son-
dern  weil  institutionelle  Weichen  frühzeitig  klug  gestellt  wurden. 
Skandinavische Länder wiederum zeigen, dass Vertrauen und Transpa-
renz nicht utopische Ideale, sondern tragende Säulen staatlicher Leis-
tungsfähigkeit  sein  können.  Deutschland verfügt  grundsätzlich  über 
vergleichbare Voraussetzungen, nutzt sie jedoch nicht systematisch. Es 
mangelt weniger an Technologie als an institutioneller Lernfähigkeit.

Genau darin liegt eine der größten Herausforderungen: Lernfähig-
keit setzt die Bereitschaft voraus, Fehler zuzulassen und aus ihnen zu 
lernen. Die deutsche Verwaltung jedoch ist traditionell darauf ausge-
richtet, Fehler um jeden Preis zu vermeiden. Dieser Anspruch erzeugt 
Strukturen, die Innovation hemmen und Risiken scheuen. Der Preis ist 
hoch: fehlende Experimentierräume, geringe Adaptionsfähigkeit und 
eine  Fehlerkultur,  die  Veränderung  als  Gefahr  statt  als  Chance  be-
greift. Stabilität wird so zum Selbstzweck – und damit zum Hindernis.

Das  D.O.G.E-Modell  formuliert  vor  diesem  Hintergrund  keine 
radikale Umwälzung, sondern eine Neuausrichtung staatlicher Selbst-
wahrnehmung. Verwaltung wäre nicht länger Hüterin des Status quo, 
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sondern Ermöglicherin gesellschaftlicher Handlungsfähigkeit. Prozes-
se würden nicht als Hürden wahrgenommen, sondern als funktionale 
Wege zur Problemlösung. Technologie wäre nicht Zusatz, sondern in-
tegraler Bestandteil staatlicher Infrastruktur.

Dieser Text richtet sich an alle, die in diesem Wandel Verantwor-
tung tragen: an politisch Entscheidende, die bereit sind, institutionelle 
Pfadabhängigkeiten zu hinterfragen; an Verwaltungsmitarbeiterinnen 
und -mitarbeiter, die das Potenzial ihres Systems erkennen; an Wissen-
schaftler,  die  Governance nicht  nur  analysieren,  sondern als  gesell-
schaftliche Praxis verstehen; und an Bürgerinnen und Bürger, die eine 
moderne Demokratie erwarten. Sie alle werden gebraucht – nicht nur 
in Debatten, sondern in konkreten Entscheidungen.

Denn Zukunft wartet nicht.  Sie vergleicht,  dokumentiert  und be-
wertet. Und sie macht sichtbar, welche Gesellschaften bereit sind, sich 
zu verändern und welche sich in nostalgischer Selbstgewissheit ein-
richten. Deutschland besitzt die Fähigkeit, ein modernes, digitales und 
demokratisch handlungsfähiges Gemeinwesen zu sein. Doch diese Fä-
higkeit  muss  aktiviert  werden.  Das  D.O.G.E-Modell  ist  kein 
Allheilmittel, aber ein gangbarer Ansatz, um Veränderung zu ermögli-
chen, ohne die demokratische Legitimation des Staates zu gefährden. 
Eine Verwaltung, die kooperiert, lernt und sich weiterentwickelt, stärkt 
nicht nur ihre Effizienz, sondern auch ihre Legitimität.

Am Ende bleibt die Erkenntnis: Governance ist kein abstrakter Ex-
pertenbegriff. Sie bildet das unsichtbare Fundament gesellschaftlicher 
Ordnung. Wird dieses Fundament brüchig, geraten staatliche Struktu-
ren ins Wanken. Wird es gestärkt, entsteht Raum für politische Gestal-
tung. Deutschland steht heute an einem Punkt, an dem es sich ent-
scheiden muss.  Der  Mut zur Veränderung beginnt  nicht  bei  techni-
schen Standardisierungen, sondern bei der Bereitschaft, vertraute Ge-
wissheiten  zu  hinterfragen.  Wer  Governance  neu  denkt,  denkt  das 
Land neu. Und genau darum geht es.
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Was versteht man unter Governance?

Governance und ihre Schatten

Der Begriff „Governance“ ist heutzutage allgegenwärtig. Vom Vor-
stand großer Unternehmen bis zu kleinen Startups, von multinationa-
len Konzernen bis zu gemeinnützigen Organisationen – überall wird er 
beschworen,  oft  als  Zauberwort  für  „gute  Unternehmensführung“. 
Doch was verbirgt sich hinter diesem zunächst unscheinbaren Begriff? 
Und vor allem: Was passiert, wenn er seine ursprüngliche Bedeutung 
verliert und in der Praxis auf bloße Formalismen reduziert wird? Die 
Frage nach der „richtigen“ Governance ist  nicht nur eine nach den 
besten organisatorischen Strukturen oder Prozessen, sondern auch eine 
nach der Art und Weise, wie Macht in unseren Gesellschaften verteilt 
und legitimiert wird.

Im Kern beschreibt Governance die Art und Weise, wie Unterneh-
men – oder allgemein Organisationen – gesteuert und kontrolliert wer-
den. Sie umfasst die Regeln und Prinzipien, die das Handeln innerhalb 
einer Organisation strukturieren und den Rahmen definieren, in dem 
Entscheidungen getroffen und Verantwortung verteilt wird. Die zentra-
le Frage lautet: Wie viel Verantwortung trägt die Führung, und inwie-
weit sind ihre Handlungen transparent und nachvollziehbar? Gover-
nance soll sicherstellen, dass diese Verantwortung nicht nur im Sinne 
der Eigentümer oder Manager wahrgenommen wird, sondern auch im 
Interesse der Gesellschaft als Ganzes. Sie soll gewährleisten, dass Or-
ganisationen nicht nur profitabel sind, sondern auch ihren Beitrag zur 
sozialen und ökologischen Stabilität leisten.

In der idealen Vorstellung ist Governance ein System, das das Han-
deln von Organisationen sowohl rechtlich als auch ethisch absichert. 
Doch  was  geschieht,  wenn  diese  Absicherung  zu  einem bürokrati-
schen Werkzeug der  Kontrolle  verkommt?  Wenn Governance  nicht 
mehr die Stabilität und Transparenz schafft, die sie verspricht, sondern 
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lediglich  als  Deckmantel  für  ein  ineffizientes,  ja  sogar  schädliches 
System dient? Diese Frage betrifft  nicht nur Unternehmen, sondern 
alle Organisationen und Institutionen, die eine zentrale Rolle in der 
Gestaltung unserer Gesellschaft spielen.

Governance ist in ihrer ursprünglichen Bedeutung als ein System 
gedacht, das das Handeln von Organisationen kontrolliert und gleich-
zeitig ihre gesellschaftliche Verantwortung sichert. Doch zunehmend 
wird Governance zu einem Instrument der Selbstabsicherung. Es wird 
nicht mehr als ethisches Mittel zur Förderung von Gemeinwohl und 
langfristiger Stabilität  verstanden, sondern als bürokratische Pflicht-
übung, die vor allem darauf abzielt, Risiken zu minimieren und recht-
lichen Konflikten zu entgehen. In dieser Funktion verliert Governance 
jedoch ihre eigentliche Bestimmung. Sie ist nicht länger ein Werkzeug 
zur Förderung nachhaltiger Entwicklung oder sozialer Verantwortung, 
sondern ein Mittel, um Machtstrukturen zu legitimieren und aufrecht-
zuerhalten.

Ein zentrales Problem der modernen Governance-Debatte liegt in 
der  Annahme,  dass  „Regeln“  automatisch zu  verantwortungsvollem 
Handeln führen. Diese Vorstellung verkennt die Tatsache, dass Regeln 
oft von denjenigen gesetzt werden, die am meisten von ihrer Flexibili-
tät profitieren. Wenn Governance nicht die Verantwortung gegenüber 
der Gesellschaft, sondern lediglich den Erhalt bestehender Machtver-
hältnisse fördert, dann wird sie zu einem bloßen Werkzeug der Mäch-
tigen. Statt als Mittel zur Kontrolle und Verhinderung von Machtmiss-
brauch dient sie dann dazu, die Spielregeln im eigenen Interesse zu 
definieren und zu sichern. Die Forderung nach mehr Transparenz und 
Verantwortung  wird  so  zu  einer  Fassade,  hinter  der  sich  die  alten 
Machtstrukturen weiter verbergen.

Gerade in Bezug auf Corporate Governance, also die verantwor-
tungsvolle Leitung und Überwachung von börsennotierten Unterneh-
men, wird dieses Problem besonders deutlich. Der Deutsche Corporate 
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Governance Kodex (DCGK), ein Standardwerk für Unternehmen in 
Deutschland, formuliert klare Empfehlungen und Regeln, die das Ver-
trauen der Kapitalmärkte stärken und die langfristige Wertschöpfung 
fördern sollen. Doch sind es wirklich diese Ziele, die im Zentrum der 
unternehmerischen Praxis stehen? Längst ist der Kodex kein Garant 
mehr  für  ethisches  Verhalten,  sondern  vielmehr  ein  Instrument  zur 
Vermeidung von Risiken und zur Sicherstellung der Compliance. Ge-
rade in Zeiten des Shareholder-Value-Denkens, das den maximierten 
Aktienwert über alles andere stellt, wird Corporate Governance häufig 
als  Set  von  Regeln  genutzt,  um Managergehälter  abzusichern  oder 
steuerliche Optimierungen vorzunehmen. Die Verantwortung gegen-
über den Aktionären wird dabei mit der Verantwortung gegenüber der 
Gesellschaft  gleichgesetzt  –  als  ob  der  Erfolg  eines  Unternehmens 
ausschließlich durch die Entwicklung des Aktienkurses definiert wer-
den könnte. Dass ein Unternehmen auch durch ethische und nachhalti-
ge Geschäftspraktiken Wert für alle Stakeholder schaffen sollte, wird 
in diesem Kontext häufig übersehen.

Die zunehmende technokratische Ausrichtung der Corporate  Go-
vernance führt zu einer Entpolitisierung der Unternehmenskultur. Un-
ternehmen, die sich im Rahmen der Corporate Governance „richtig“ 
verhalten, umgehen oft die tiefere Frage nach ihrer gesellschaftlichen 
Verantwortung. Denn Verantwortung ist nicht nur eine Frage der Re-
gelbefolgung, sondern auch eine Frage der Moral.  Und Moral  lässt 
sich, wie wir wissen, nicht in Paragrafen fassen. Ein Unternehmen, 
das sich auf seine Governance-Richtlinien verlässt, um „sauber“ zu er-
scheinen,  ohne  die  grundlegenden  Prinzipien  des  gesellschaftlichen 
Wohlstands zu berücksichtigen, hat das eigentliche Ziel von Gover-
nance verfehlt.

Transparenz spielt dabei eine Schlüsselrolle. Sie ist oft das zentrale 
Argument,  wenn Unternehmen ihre Governance-Strategien nach au-
ßen  präsentieren.  Doch  wie  viel  „Transparenz“  ist  wirklich  noch 
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Transparenz, wenn sie nicht zu echter Mitbestimmung führt? In vielen 
Unternehmen und Institutionen wird von „Offenheit“, „Einblick“ und 
„Verantwortung“ gesprochen. Doch diese Worte werden häufig zu blo-
ßen  Marketinginstrumenten,  die  nichts  an  der  zugrunde  liegenden 
Machtstruktur ändern. Die Unternehmensführung entscheidet weiter-
hin im stillen Kämmerlein, und die „offenen“ Prozesse dienen ledig-
lich dazu, das Vertrauen der Öffentlichkeit zu gewinnen, ohne die tat-
sächliche  Macht  zu  teilen.  Transparenz  allein  reicht  nicht  aus.  Sie 
muss mit echter Verantwortung verbunden sein, die über die gesetzlich 
geforderten Mindeststandards hinausgeht. Ein Unternehmen, das sich 
auf seine Governance-Richtlinien verlässt, um „sauber“ zu erscheinen, 
ohne die Prinzipien des gesellschaftlichen Wohlstands zu achten, hat 
das eigentliche Ziel von Governance verfehlt.

Das Problem der modernen Governance liegt also weniger in den 
Regeln an sich, sondern in der Art und Weise, wie sie in der Praxis 
umgesetzt werden. Regeln, die ursprünglich dazu gedacht waren, Ver-
antwortung zu  garantieren  und  Machtstrukturen  transparent  zu  ma-
chen, werden oft in das Gegenteil verkehrt. Anstatt als Mittel zur För-
derung von Gemeinwohl und langfristiger Stabilität dienen sie dazu, 
bestehende Interessen zu sichern und die  wahren gesellschaftlichen 
Auswirkungen von Unternehmensentscheidungen zu verschleiern. Go-
vernance verkommt so zu einer reinen Form der Selbstabsicherung für 
diejenigen, die die Macht haben, die Regeln zu bestimmen. Es entsteht 
eine Art von „Transparenz“, die nicht wirklich aufklärend ist, sondern 
lediglich dazu dient, den Eindruck von Verantwortung zu erwecken.

Die größte Gefahr für die Governance-Debatte liegt in ihrer Entpo-
litisierung. Governance darf nicht zu einer bloßen Regelfolgsamkeit 
verkommen,  die  den  Marktmechanismen  und  den  Interessen  der 
Mächtigen zugutekommt. Sie muss viel mehr als ethisches Instrument 
verstanden werden, das dazu dient, die Macht in einer Gesellschaft so 
zu verteilen, dass sie nicht nur den Unternehmen, sondern auch den 
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Menschen zugutekommt, die von ihren Entscheidungen betroffen sind. 
Governance  muss  als  Verantwortung  verstanden  werden,  nicht  als 
Selbstschutz. Es geht nicht nur darum, gesetzliche Mindeststandards 
zu erfüllen oder das Risiko von Haftung zu minimieren, sondern dar-
um, wie Unternehmen und Organisationen in einer Gesellschaft han-
deln – ob sie sich als verantwortungsvolle Akteure verstehen oder ob 
sie lediglich ihre eigenen Interessen hinter einer Fassade von Regel-
konformität verbergen.

Die Frage nach der „richtigen“ Governance ist somit eine grundle-
gende politische und ethische Frage.  Sie betrifft  die Verteilung von 
Macht und Verantwortung in einer Gesellschaft.  Sie betrifft  die Art 
und Weise, wie Organisationen ihre Rolle in der Gesellschaft verste-
hen und wahrnehmen. Governance darf nicht zu einem bloßen Instru-
ment der Machtsicherung werden, sondern muss ein echtes Instrument 
der Verantwortung und der sozialen Stabilität sein. Nur wenn Gover-
nance wirklich der langfristigen Stabilität dient und nicht den kurzfris-
tigen Interessen einzelner Akteure, kann sie ihren wahren Wert entfal-
ten.

In der Praxis jedoch zeigt sich oft das Gegenteil: Governance wird 
zu einem Deckmantel für die Macht derjenigen, die sie zu ihren eige-
nen Gunsten gestalten. Ein System der Kontrolle, das sich als System 
der Verantwortung tarnt. Doch die Frage bleibt: Was ist Governance 
wirklich? Ein Instrument der Demokratie – oder ein Instrument der 
Macht?
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Teil I:

– Warum Reformen kein Luxus, sondern Notwendigkeit sind

Europa scheint gelegentlich einem kollektiven Stillstandsritual zu 
folgen. In Deutschland zeigt sich dies besonders deutlich in den Amts-
stuben,  Fluren  und  Besprechungszimmern  der  öffentlichen  Verwal-
tung. Papierstapel, Aktenordner und Verfahrensvorschriften stammen 
oft aus einer Ära, in der Telefone Wählscheiben hatten und „Online“ 
bedeutete, Programme auf dem Heimrechner zu starten, die vor allem 
Bürokraten unterhielten.

Während  die  Verwaltung  in  der  Nostalgie  verharrt,  beschleunigt 
sich die Welt draußen rasant. Technologische Innovationen entwickeln 
sich  exponentiell,  die  Demografie  verändert  unsere  Gesellschaft 
grundlegend, und das Vertrauen der Bürger in den Staat nimmt ab. 
Wer  Reformen  verzögert,  gefährdet  nicht  die  Bürokratie  selbst, 
sondern die Stabilität unserer Demokratien. Reformen sind kein Luxus 
– sie sind überlebensnotwendig.

Doch warum gelingt es so selten, die Verwaltung in Bewegung zu 
setzen? Die Antwort  ist  komplex. Ökonomische Zwänge, politische 
Kurzsichtigkeit und institutionelle Trägheit greifen ineinander wie ein 
Uhrwerk,  dessen Zahnräder  bereits  rostig  sind.  Haushaltskürzungen 
führen zu Sparprogrammen, die Modernisierungsvorhaben blockieren. 
Politiker:innen agieren  in  Legislaturperioden,  die  zu  kurz  sind,  um 
tiefgreifende  Reformen  umzusetzen.  Innerhalb  der  Verwaltung  hat 
sich ein Selbstverständnis verfestigt: Regeln zu wahren, gilt wichtiger 
als Innovationen zu gestalten.

Dieses  Selbstverständnis  birgt  Risiken.  Eine  Verwaltung,  die  in 
Strukturen des 20. Jahrhunderts verhaftet bleibt, kann die Anforderun-
gen  des  21.  Jahrhunderts  nicht  erfüllen.  Bürger  erwarten  digitale 
Zugänge, schnelle Antworten und transparente Prozesse – nicht seiten-
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lange Formulare und unnötige Wartezeiten. Die Diskrepanz zwischen 
Erwartung und Realität erzeugt Frust,  Misstrauen und schwächt die 
staatliche Autorität.

Ökonomisch betrachtet kostet ineffiziente Verwaltung die Gesell-
schaft bares Geld: durch Personal- und Sachkosten, aber auch durch 
entgangene  Chancen.  Verzögerte  Anträge  für  Wohnzuschüsse  oder 
komplexe Verfahren zur Geschäftslizenz behindern Unternehmertum, 
Innovation und Vertrauen in den Rechtsstaat. Verwaltungsmodernisie-
rung ist daher nicht nur ein technokratisches Projekt, sondern ein öko-
nomischer Imperativ,  der über Wohlstand und Wettbewerbsfähigkeit 
entscheidet.

Politische Hindernisse verschärfen die Situation. Reformen erfor-
dern Mut, Planung und Ausdauer – Eigenschaften, die im hektischen 
Rhythmus moderner Politik oft fehlen. Ministerien konkurrieren um 
Aufmerksamkeit, Themen geraten in den Strudel kurzfristiger Medi-
enlogik.  Wer Veränderungen vorantreibt,  wird schnell  als bürokrati-
scher Reformer missverstanden – oder als unbequem. In einem Sys-
tem, das auf Konsens und Beharrung setzt, ist jede Innovation ein Ri-
siko.

Institutionelle Trägheit vervollständigt das Bild. Verwaltungsstruk-
turen sind hierarchisch, komplex und historisch gewachsen. Änderun-
gen stoßen auf Widerstand, nicht aus Boshaftigkeit, sondern aus Ge-
wohnheit. Wer den Status quo infrage stellt, stört ein fragiles Gleich-
gewicht, in dem jede:r weiß, wie die Dinge „schon immer“ liefen. Re-
formunfähigkeit  ist  somit keine individuelle Schwäche, sondern ein 
gesellschaftlich institutionalisiertes Problem.

Dennoch gibt es Beispiele für erfolgreiche Reformfähigkeit:  Est-
land hat in weniger als zwei Jahrzehnten eine digitale Verwaltung ge-
schaffen,  die  weltweit  Maßstäbe  setzt.  Bürger  erledigen  fast  alles 
online  –  von  Steuern  über  Krankenversicherungen  bis  zu  Wahlen. 
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